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			Fronten weiter verhärtet

			Kromberg & Schubert begründet Entlassungen betriebsbedingt

			Von Marcus Christoph
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			Das Werk von Kromberg & Schubert im Industriepark von Pilar. (Privat)

			Buenos Aires (AT) - Die Situation beim Automobilzulieferer Kromberg & Schubert ist weiter gespannt. Am Montag blockierten Demonstranten die Zufahrten zum Industriepark in Pilar, wo die deutsche Firma ihr Fabrikgelände in Argentinien hat. Betroffen von der Protestaktion waren aber auch die anderen dort ansässigen Unternehmen, deren Produktion notgedrungen litt. Die Proteste richten sich gegen die Entlassungen von - je nach Lesart 48 oder 54 - Mitarbeitern, die Kromberg & Schubert Anfang Januar ausgesprochen hat. 

			Angesichts der anhaltenden Demonstrationen, die vor Kurzem in einem Protestmarsch vor die deutsche Botschaft gipfelten (wir berichteten), ging nun erstmals auch Kromberg & Schubert an die Öffentlichkeit. Gegenüber dem Argentinischen Tageblatt machten die Geschäftsführer Gustavo Ardalla und Gerardo Zschocke deutlich, dass die „bedauerlichen“ Entlassungen ausschließlich aus betriebsbedingten Gründen erfolgt seien. Der seitens der Demonstranten erhobene Vorwurf, von der Freistellung seien besonders Beschäftigte betroffen gewesen, die sich für Arbeitnehmerbelange eingesetzt hätten, entbehre jeder Grundlage. 

			Stattdessen verweisen die beiden Manager auf die Rahmenbedingungen, denen Kromberg & Schubert als Zulieferer für Automobilkonzerne - in Argentinien vor allem Volkswagen (VW) – unterworfen sei. Aufträge erhalte man meist nur kurzfristig, und als das hiesige VW-Werk in Pacheco im letzten Quartal vorigen Jahres seine Produktion drosselte, habe man bei Kromberg & Schubert zunächst noch versucht, das Personal zu halten. Als sich keine Besserung der Lage abzeichnete, habe man keine andere Möglichkeit als die Entlassungen gesehen, erläutert Ardalla. Der Manager verweist in diesem Zusammenhang auf den hohen Anteil der Lohnkosten, der bei Kromberg & Schubert rund 40 Prozent der Betriebskosten insgesamt ausmache. Kurzarbeit sei also eine teure Angelegenheit für das seit 1997 in Argentinien operierende Unternehmen, das vor allem elektrische Kabelbäume für Autos herstellt.

			Besonders geschmerzt haben Ardalla und Zschocke die Assoziationen, die die Protestierer durch ein großes rotes Transparent ausgelösten, auf dem neben einem (durchgestrichenen) Hakenkreuz die Firmenlogos von Mercedes Benz und Volkswagen sowie der Name Kromberg & Schubert zu sehen waren. Darunter stand der Slogan: „Nein zum Unternehmer-Nazismus.“ Die dabei mitschwingende Unterstellung, bei Kromberg & Schubert in Pilar arbeiteten Beschäftigte in menschenunwürdigen Bedingungen, sei aber geradezu absurd, sind sich die beiden Unternehmer in ihrer Zurückweisung einig. 

			Sie unterstreichen stattdessen die sozialen Leistungen, die die weltweit agierende Firma ihren Mitarbeitern biete. Dies werde auch regelmäßig von der Zertifizierungsgesellschaft DQS überprüft. Die etwa 700 Beschäftigten in Pilar erfreuten sich Zusatzleistungen und Vergünstigungen wie einer subventionierten Betriebskantine oder eines kostenlosen Bustransfers zum Arbeitsplatz. Die Lohnuntergrenze in Pilar entspreche mit 7374 Pesos (brutto) mehr als dem Doppelten des staatlich festgelegten Mindestlohnes. 

			Zschocke und Ardalla meinen, dass nicht wenige der Demonstranten gar keine direkt Betroffenen seien. Es handele sich in vielen Fällen vielmehr um politische Aktivisten, die die Situation für ihre Zwecke ausnutzen wollten. Auf „fürchterliche und ungerechte Weise“ werde der Name der Firma in den Dreck gezogen, so das Fazit der Geschäftsführer.

			Sie betonen, dass die Entlassungen mit den im Gesetz vorgesehenen Abfindungen erfolgt seien. Die meisten Entlassenen hätten dies auch akzeptiert. Lediglich neun Betroffene hätten sich gegen die Maßnahme gewehrt. Zwei von diesen konnten zwischenzeitlich bei Gericht per einstweiliger Verfügung ihre Wiedereinstellung erwirken. Kromberg & Schubert hat dagegen wiederum Berufung eingelegt. Das Verfahren wolle man abwarten, ehe man Aussagen zu Lösungsmöglichkeiten des Konflikts machen könne, meinte Ardalla.
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			Der Abgeordnete Nicolás Del Caño (m.) bei einer Demo gegen die Entlassungen bei Kromberg & Schubert. (Foto: pts)

			Ganz anders stellt sich die Situation aus Sicht derjenigen dar, die sich auf die Seite der gekündigten Arbeiter gestellt haben. In einer Solidaritätserklärung, die auch von Mitgliedern des Deutschen Bundestages unterschrieben wurde, ist von „antigewerkschaftlichen Verfolgungspraktiken“ die Rede. Während die Belegschaft mitten in den Ferien gewesen sei, habe die Firma die Entlassungen vorgenommen. Diese seien „ein klares Beispiel der Diskriminierung und der Verfolgung“ von Arbeitern, die sich zur Verteidigung der Entlassenen von 2013 organisiert und ihre „legitimen Rechte auf gewerkschaftliche Organisierung“ wahrgenommen hätten. Man habe Lohnerhöhungen gefordert und die „schlechten Arbeitsbedingungen, die Berufskrankheiten, die Prekarisierung, das Mobbing und die Misshandlung“ angeprangert , die man seit 15 Jahren erleide. 

			Für die Kündigungen bringen die Verfasser der Petition kein Verständnis auf: „Nach Jahren mit millionenschweren Gewinnen rechtfertigt Kromberg & Schubert die Entlassungen, weil einige Monate lang ein leichter Rückgang der Produktion stattgefunden hätte. Doch es handelt sich um ein millionenschweres Unternehmen, das gerade zwei neue Produktionslinien für Volkswagen und Mercedes für neue Modelle eröffnet hat.“ Zudem habe die argentinische Regierung vor Kurzem einen Investitionsplan angekündigt, um die Hersteller von Autoteilen zu subventionieren, um Importe zu ersetzen und Arbeitsplätze zu schaffen. 

			In der Erklärung werden auch historische Bezüge hergestellt: „Kromberg & Schubert wurde wegen der Ausbeutung von Sklavenarbeit während der Nazizeit angeklagt. Auch in Südafrika wurde die Firma von ihren ArbeiterInnen und Menschenrechtsgruppen wegen einer antigewerkschaftlichen und rassistischen Politik gegen schwarze Arbeiter beschuldigt.“

			Kromberg & Schubert, gegründet 1902, gibt auf seiner eigenen Homepage an, ab 1940 Feldkabel und Torpedokabelsätze produziert zu haben. Nach Angaben der Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ (EVZ) gehört Kromberg & Schubert zu den 4760 Unternehmen, die sich an den Zahlungen für ehemalige Zwangsarbeiter des NS-Regimes beteiligt haben. Die EVZ wurde im Jahr 2000 von der Bundesregierung und der Stiftungsinitiative der deutschen Wirtschaft auf den Weg gebracht, um Wiedergutmachungszahlungen zu leisten.

			Die Vermischung von NS-Geschichte und dem gegenwärtigen Arbeitskonflikt in der Provinz Buenos Aires wird mittlerweile aber auch von einigen Organisatoren und Unterstützern des Protests kritisch gesehen. Der Nationalabgeordnete Nicolás Del Caño von der Sozialistischen Arbeiterpartei (PTS), der mit den Demonstranten vor die deutsche Botschaft gezogen war, meinte, dass er sich von dem erwähnten Plakat mit NS-Anspielungen distanziere. 

			Die Bundestagsabgeordnete Jutta Jelpke (Die Linke), die zu den Unterzeichnern der Protestnote zählte, erklärte auf unsere konkrete Nachfrage zu der Parole „Nein zum Unternehmer-Nazismus“: „Es entzieht sich leider meiner Kenntnis, worauf die Demonstrantinnen und Demonstranten diesen Begriff genau beziehen. Dass sie ihn verwenden, zeigt aus meiner Sicht vor allem, wie groß ihre Empörung ist. Es ist wohl auch ein Versuch, die Öffentlichkeit für die als willkürlich und autoritär empfundenen Maßnahmen des Unternehmens zu sensibilisieren. Ich persönlich bin mit solchen Nazivergleichen zurückhaltend.“ Jelpkes Parteifreundin, die Bundestagsvizepräsidentin Petra Pau, die ebenfalls die Petition unterschrieb, ließ unsere Nachfrage zum Thema bislang unbeantwortet.
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			Die Woche in Argentinien

			Subte wieder teurer

			Buenos Aires (AT/mc) - Seit dem gestrigen Freitag ist das Fahren mit der U-Bahn (Subte) von Buenos Aires fast 30 Prozent teurer als zuvor. Die Stadtregierung hob den Preis von 3,50 auf 4,50 Pesos für eine einfache Fahrt mit Sube-Karte an. Wenn der Fahrgast keine solche Karte besitzt, kostet das Ticket sogar 5 Pesos. Es ist bereits die dritte Preiserhöhung, seit die Stadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri vor gut zwei Jahren die Verantwortung für die Untergrundbahn übernahm. Damals kostete das einfache Ticket noch 1,10 Pesos. Neu bei der jetzigen Preisanhebung ist eine Staffelung, die Vielfahrer begünstigen soll. So ist für die Fahrer mit Sube-Karte vorgesehen, dass zwar die ersten 20 Fahrten 4,50 Pesos kosten, die nächsten zehn Fahrten dann aber nur noch 3,60 Pesos. Danach verbilligt sich der Preis weiter. Die Fahrten 31 bis 40 kosten nur noch 3,15 Pesos. Für alle darüber hinaus gekauften Fahrten beträgt der Preis 2,70 Pesos. Neu sind die Monatstickets, die in drei verschiedenen Kategorien angeboten werden: für 30 Fahrten (Preis 126 Pesos), für 40 Fahrten (157 Pesos) und für 50 Fahrten (184 Pesos). Zudem gibt es spezielle Tarife für Studenten sowie für Lehrer. Grundschüler, Rentner und Behinderte können weiterhin gratis fahren. Der erste Tag der Preiserhöhung war chaotisch. Da die Busfahrer von Stadt und Provinz Buenos Aires streikten, waren die U-Bahnen überfüllt. Hintergrund des Ausstandes war der Tod eines 22-jährigen Busfahrers, der gestern in den Morgenstunden bei einem Überfall ums Leben kam.

			Lehrerstreik geht weiter

			Die Situation scheint festgefahren. In der Provinz Buenos Aires befinden sich die Lehrer der öffentlichen Schulen weiter im Ausstand. Die Regierung von Provinzgouverneur Daniel Scioli hatte ihr Angebot nachgebessert und eine gestaffelte Lohnerhöhung um 30,9 Prozent vorgeschlagen. Damit wäre das Grundgehalt für die Pädagogen in diesem Monat auf 4393 Pesos und im August auf 4717 Pesos angehoben worden. Doch die Lehrervertreter wiesen dies als unzureichend zurück. Sie wollen 35 Prozent mehr Gehalt, und das ab sofort. Die Lehrervertreter erklärten, eine Zwangsschlichtung nicht akzeptieren zu wollen. Der Streik gehe vorerst unbefristet weiter. Die Konsequenz: Die 3,2 Millionen Schüler der öffentlichen Grund- und Sekundärschulen der Provinz Buenos Aires haben weiterhin keinen Unterricht. Der Schulbetrieb hätte nach den knapp dreimonatigen Sommerferien planmäßig am 5. März beginnen sollen.

			Macri nicht auf Anklagebank

			Mauricio Macri kann durchatmen. Der Regierende Bürgermeister von Buenos Aires muss sich vorerst nicht mehr in der mündlichen Verhandlung wegen der Abhöraffäre um den „Spion“ Ciro James verantworten. Dies entschied Bundesrichter Sebastián Casanello, ohne Macri allerdings gänzlich aus dem Verfahren zu nehmen. Casanello erläuterte, es gebe zu wenige Anhaltspunkte, dies es rechtfertigten, dass der Bürgermeister auf der Anklagebank Platz nehme. Die entsprechende Anordnung von Norberto Oyarbide, der von Casanello als Vorsitzender Richter abgelöst wurde, sei „übereilt“ getroffen worden. Im Mittelpunkt des seit 2009 anhängigen Falls steht einstige Agent der Bundespolizei Ciro James. Er wird bezichtigt, das Telefon von Sergio Burstein, dem Sprecher der Opferangehörigen des AMIA-Attentats, angezapft zu haben. Macri stand zunächst im Verdacht, Anstifter der Abhöraktionen gewesen zu sein. Nun ist er nur noch indirekt, in seiner Eigenschaft als Hauptverantwortlicher für die Stadtverwaltung, von der Anklage betroffen. James war damals formal beim städtischen Erziehungsministerium angestellt.

			Rakete kam nicht weit

			Rückschlag für die argentinischen Weltraumambitionen: Vor wenigen Tagen ist der Start einer Rakete des Projekts „Tronador II“ nahe der Ortschaft Pipinas am Río de la Plata gründlich misslungen. Im Beisein von Planungsminister Julio De Vido stieg der pfeilförmige Flugkörper nur rund zwei Meter in die Höhe, ehe er dann umkippte und am Boden Feuer fing. Die Regierung erklärte, dass bei den ersten Starts nicht immer alles nach Plan laufen könne. Auch die argentinische Weltraumbehörde CONEA wollte nicht von einem totalen Fehlschlag sprechen. Schließlich hätten alle Systeme der Rakete für sich genommen funktioniert. Weshalb die Rakete aber nicht in die Höhe stieg, müsse noch analysiert werden. Es handelte sich um die erste von insgesamt sechs Testraketen. Wann die argentinischen Weltraumpioniere einen neuen Anlauf nehmen wollen, dazu liegen noch keine offiziellen Informationen vor. Ziel des Programms „Tronador II“ ist es, Satelliten in den Weltraum zu befördern Der Nationalregierung ist das Projekt 2 Milliarden Pesos wert.

			Diskussion über Vizekandidaten

			Werden die Präsidentschaftsgespanne künftig erst nach den Vorwahlen benannt? Dies jedenfalls sieht eine Initiative von Margarita Stolbizer, der Vorsitzenden der GEN-Partei, vor. Dies würde der Bildung von Wahlallianzen entgegen kommen, argumentiert die Abgeordnete der Deputiertenkammer. Bislang ist es so, dass die möglichen Präsidentschaftskandidaten bereits vor den Vorwahlen festlegen müssen, wer ihr Vize sein soll. Stolbizers Idee ist, dass dies künftig erst nach der Kür der Präsidentschaftsbewerber erfolgen muss. Um das Wahlgesetz entsprechend zu ändern, bedarf es jedoch einer absoluten Mehrheit in beiden Kongresskammern.

			Nobelpreis wird versteigert

			Ein fast 80 Jahre alter Friedensnobelpreis kommt am 27. März unter den Hammer. Die 222 Gramm schwere Medaille aus 23-karätigem Gold wurde 1936 Carlos Saavedra Lamas verliehen, der sich als argentinischer Außenminister unter anderem für ein Ende des Konflikts zwischen Bolivien und Paraguay eingesetzt hatte. Das Auktionshaus Stack’s Bowers Galleries in Baltimore (US-Bundesstaat Maryland) meldete am Mittwoch, dass das Mindestgebot bei 15.000 US-Dollar liege. (AT/mc/dpa)
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			Umstrittene Strafrechtsreform

			Präsidentin Cristina Kirchner legt offenbar Wert darauf, die umfassenden Reformen des Zivil- und Handelsrechts sowie des Strafrechts in die Wege zu leiten. Je zwei Kommissionen von privaten Rechtsgelehrten haben einmal im Vorjahr und unlängst die Gesetzbücher (Spanisch „códigos“) des Zivil- und Handelsrechts in ein einziges Gesetzesprojekt zusammengefasst bzw. das Gesetzbuch über Strafrecht (Spanisch „código penal“) mitsamt zahlloser einzelner Gesetze neu redigiert. Das Projekt über das neue Zivil- und Handelsgesetzbuch wurde von Rechtsgelehrten im Justizministerium mit Reformen versehen und dem Kongress zwecks Ratifizierung vorgelegt. Die Deputiertenkammer hat zugestimmt, so dass jetzt der Senat gefordert ist, damit die beiden Gesetzbücher über Zivil- und Handelsrecht, die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verfasst wurden, mit einem einzigen Gesetzbuch erneuert werden. Das Thema hat die Öffentlichkeit wenig interessiert, wogegen Juristen ihre möglicherweise kritischen Ansichten kundtaten.

			Mit der Reform des Strafgesetzbuches von 1921 und seither zahlreicher Einzelgesetze sieht es anders aus. Eine Kommission von Juristen und Parlamentariern, auch von der Opposition, die der Jurist Eugenio Zaffaroni, Mitglied des siebenköpfigen Obersten Gerichtshofs, präsidiert, hat unlängst ihren Bericht vorgelegt, den die Präsidenten dem Justizministerium weiter geleitet hat. Erst nach dem Bericht der Juristenkommission des Ministeriums soll das Projekt dem Kongress zugeführt werden. Insofern liegt noch kein endgültiger Bericht vor. Kabinettschef Jorge Capitanich bestätigte, dass die Regierung das Projekt dem Kongress unterbreiten wird.

			Trotzdem hat der vorläufige Bericht der Juristenkommission in der Öffentlichkeit viel Aufruhr verursacht und zahlreiche Experten auf den Plan gerufen, die die Einstellung Zaffaronis als sogenannter „Garantist“ beanstanden. Laut Zaffaroni und andere Juristen, darunter auch seine Schüler in den Rechtsfakultäten, wo er doziert hat, sind Delinquenten eigentlich unschuldig, weil die Gesellschaft sie geformt hat, ohne dass sie selber schuldig seien, wenn sie Straftaten begehen. Zaffaronis Stellung zum Strafrecht hat der Juristenkommission, die den Bericht ausgearbeitet hat, sichtlich beeinflusst. Zahlreiche Delikte werden mit geringeren Strafen versehen als bisher, indem unter anderen Delikten der Rückfall (Spanisch „reincidencia“) eines verurteilten Verbrechers nicht mehr wie bis jetzt, als strafverschärfende Tat für neue Delikte beurteilt werden soll. Insbesondere diese Reform sowie die geringere Strafen für allerlei Verbrechen haben in der Öffentlichkeit Widerspruch bewirkt. Die allgemeine Unsicherheit, die mit zahllosen Verbrechen, Raub und Mord, neuerdings auch mit Maschinengewehren, täglich in den Medien, namentlich im Fernsehen gezeigt werden, hat dazu geführt, dass dieses Thema zusammen mit der grassierenden Inflation in allen Umfragen an erster Stelle der Sorgen der Bevölkerung vermerkt wird. 

			Der im Vorjahr gewählte Nationaldeputierte Sergio Massa, vorher Bürgermeister der Gemeinde Tigre im Norden der Bundeshauptstadt, hat das Problem aufgegriffen, die Reformen der Juristenkommission scharf kritisiert und sich für eine Volksinitiative oder ein Referendum ausgesprochen, damit das Projekt vom Volk abgelehnt wird. Seine Gegner antworteten, dass sein Vorstoß gegen die Verfassung verstoße. Auch wenn das zutrifft, hat Sergio Massa mit seiner neuen Reformfront die Sorgen der Bevölkerung im richtigen Augenblick interpretiert. Die Menschen empfinden die Unsicherheit als das wichtigste Problem Argentiniens, gleichwertig mit der Inflation, weshalb Massa innenpolitisch den Nagel auf den Kopf getroffen hat. Für seine angebliche Ambition, als Präsidentschaftskandidat im Jahr 2015 aufzutreten, hat sich seine Initiative sicherlich gelohnt. Er will, wie es heißt, nicht an den Internwahlen der Justizialistischen Partei, im spanischen Kürzel genannt PASO, im August 2015 antreten, sondern als Alternative eigene Wege gehen. Zaffaroni und seine Garantisten haben ihm diesen politischen Teller selber serviert, damit er genüsslich dessen Inhalt verspeisen kann.
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			Im Abseits

			Von Stefan Kuhn

			Weder die Ukraine noch Syrien: Deutschlands Medien beschäftigten sich diese Woche vor allem mit einem Thema: Ein Multimillionär hat Steuern hinterzogen und muss, wenn das Urteil von dreieinhalb Jahren rechtskräftig ist, mindestens 21 Monate, vermutlich aber zwei Jahre und vier Monate hinter Gitter, bevor die Reststrafe zur Bewährung ausgesetzt werden kann.

			Der Fall wäre höchstens eine Randnotiz wert, wäre der Verurteilte nicht Uli Hoeneß, der Präsident und Aufsichtsratsvorsitzende des FC Bayern München, des derzeit wohl besten Fußballklubs der Welt. Hoeneß ist der FC Bayern. Der Schwabe aus Ulm kam 1970 mit 18 Jahren zu den Bayern. Der Stürmer gewann mit dem Verein drei Mal den Europapokal der Landesmeister, die heutige Champions League, und den Weltpokal. Dazu kommen drei Deutsche Meisterschaften und der DFB-Pokal. Mit der Nationalmannschaft wurde er 1974 Welt- und 1972 Europameister. Im Alter von 27 Jahren musste er seine Fußballerkarriere als Sportinvalide beenden. Hoeneß wurde Manager des FC Bayern.

			Damit begann seine berufliche Karriere erst richtig. Hoeneß machte den Klub in Deutschland zum Maß aller Dinge. Unter seiner Ägide als Manager und späterer Präsident kamen 18 Meistertitel und 11 Pokalsiege hinzu. Die Bayern gewannen zwei Mal die Champions League und einmal den UEFA-Cup. Im vergangenen Jahr holte der Verein als erste deutsche Männermannschaft das Triple, die Meisterschaft, den DFB-Pokal und die Champions League. Im Dezember wurde die Mannschaft FIFA-Klubweltmeister. Hoeneß hatte an all diesen Erfolgen wesentlichen Anteil. Im Gegensatz zu den meisten europäischen Spitzenklubs haben die Bayern solide Finanzen und geben keine Fantasiesummen für neue Spieler aus.

			Das beste Jahr für den FC Bayern war auch eines der schlechtesten für Uli Hoeneß. Im Januar 2013 machte der unter Druck geratene Sportfunktionär eine Selbstanzeige wegen Steuerhinterziehung. Dadurch entgeht man in der Regel der strafrechtlichen Verfolgung und muss lediglich die hinterzogenen Steuern nachzahlen. Der Fall Hoeneß war die Ausnahme von der Regel. Die Selbstanzeige war nicht vollständig und daher unwirksam. Ende Juli 2013 wurde Anklage gegen Hoeneß erhoben. Der Prozess begann am Montag dieser Woche. Das Urteil wurde am Donnerstag verkündet.

			Das Strafmaß, die Staatsanwaltschaft hatte fünfeinhalb Jahre gefordert, ist angemessen. Straffreiheit kam wegen der unvollständigen Selbstanzeige nicht infrage und zur Bewährung kann die Strafe nicht ausgesetzt werden. Das ist nur bei Freiheitsstrafen bis zu zwei Jahren möglich. Ein geringeres Strafmaß wäre auch kaum nachvollziehbar gewesen. Während des Prozesses stieg die Summe der von Hoeneß hinterzogenen Steuern von 3,5 auf 18,5 bis auf 27,2 Millionen Euro. Wer solche Summen hinterzieht, ist kein Kleinkrimineller mehr. In dieser Größenordnung sieht das StGB Freiheitsstrafen bis zu zehn Jahren vor. Dass es bei Hoeneß nur dreieinhalb Jahre wurden, hat er seiner (versuchten) Selbstanzeige, seinem Geständnis und seiner öffentlichen Reue zu verdanken.

			Hoeneß ist der erste Prominente, der wegen Steuerhinterziehung ins Gefängnis muss. Das ist in Ordnung, denn es zeigt, dass man die Großen nicht immer laufen lässt. Steuerhinterziehung ist kein Kavaliersdelikt, sondern Betrug an der Gesellschaft. In einem anderen Fall, dem des damaligen Post-Chefs Klaus Zumwinkel, der 2009 zu zwei Jahren auf Bewährung verurteilt wurde, wurde der Prozess vielfach als abgekartetes Spiel interpretiert. Zumwinkel hatte „nur“ etwa eine Million Euro hinterzogen, sich allerdings auch nicht selbst angezeigt.

			Gut ist auch, dass nach Hoeneß’ Verurteilung keine Schadenfreude aufkommt, denn die hat er nicht verdient. Er hat einen großen Fehler gemacht, für den er jetzt geradesteht. Er hat das Urteil akzeptiert und alle Ämter beim FC Bayern niedergelegt. Für den deutschen Fußball aber hat er Maßstäbe gesetzt, sportlich, wirtschaftlich und vielfach auch menschlich.
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			Randglossen

			Der in Argentinien geborene Papst Jorge Mario Bergoglio, genannt Franziskus, konnte sein erstes Jahr im Amt als Oberhaupt der katholischen Kirche mit publikumswirksamen Auftritten in der Öffentlichkeit feiern, wobei er im neuen Amt seinem persönlichen Stil treu blieb. Er ist der erste aus Lateinamerika stammender Papst, allerdings als Sohn von Italienern der Sprache mächtig, die im Vatikan gesprochen wird. Franziskus meidet Prunk, versteht sich als einfacher Mann, der zum Volk spricht, und kommt entschieden mit diesem Stil in der Öffentlichkeit gut an, derweil er Reformen in der Kirchenhierarchie durchführt. Mit sicherem politischen Instinkt hat er Präsidentin Cristina Kirchner, die ihm nach seiner Ernennung anfangs misstraute, abermals zum Mittagessen im Vatikan eingeladen, bevor sie den französischen Präsidenten François Hollande in Paris besucht. 

			Im Rennen über mögliche Präsidentschaftskandidaturen der regierenden Justizialistischen Partei hat Kabinettschef Jorge Capitanich die Öffentlichkeit überrascht, nachdem er längst als möglicher Anwärter genannt wurde. Er sei nur für die nächstjährigen allgemeinen Wahlen als Spitzenkandidat für den Gemeinderat von Resistencia, Hauptstadt seiner Heimatprovinz Chaco, eingeschrieben, womit er eine Kandidatur auf die Präsidentschaft indirekt ablehnte. Seit drei Monaten berichtet Capitanich täglich im Regierungspalast am frühen Morgen und antwortet auf Fragen, eine in den Kirchnerregierungen keinesfalls übliche Einstellung zur Presse. Als politischer Regierungssprecher ist der Kabinettschef sicherlich landesweit bekannt geworden, eine Voraussetzung für eine Präsidentschaftskandidatur für die nächstjährigen allgemeinen Internwahlen, Spanisch im Kürzel PASO bekannt. Bis August 2015 ist Zeit, damit Capitanich sich entscheidet, für das höchste Amt im Staat als Kandidat anzutreten. Die Gemeinderatskandidatur glaubt ihm niemand.

			Das Urteil gegen den Präsidenten des FC Bayern München ist angemessen. Dem Recht wurde Genüge getan. Bitter ist die Affäre Hoeneß allerdings in ihrer Gesamtheit. Es ist unverständlich, dass ein Multimillionär, der außer seiner gut entlohnten Arbeit beim deutschen Rekordmeister noch eine florierende Wurstfabrik sein eigen nennt, dreistellige Millionenbeträge bei einer Schweizer Privatbank deponiert. Hoeneß selbst begründet dies mit einer krankhaften Spekulationssucht an den Börsen. Das ist so irrwitzig, dass es schon wieder glaubhaft ist. Der solide deutsche Geschäftsmann legt sich in der Schweiz ein Zockerkonto an. Noch bitterer ist allerdings, dass der FIFA-Präsident Josef Blatter seinen profiliertesten Kritiker verliert. Aber Einer, der 27 Millionen Euro an Steuern hinterzieht, kann dem Anderen schlecht Korruption vorwerfen.

			Die nächste Wohnadresse des Uli Hoeneß wird wohl Hindenburgring 12 in Landsberg am Lech sein. Ein geschichtsträchtiges Gefängnis, dessen berüchtigster Insasse Adolf Hitler war. Mit ihm auch weitere Teilnehmer des Hitlerputsches von 1923, wie Rudolf Hess und Julius Streicher. Aber auch andere bayrische Delinquenten saßen dort ein. Graf Aco Valley, der Mörder des bayrischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner. Nach dem Krieg brachten die US-Amerikaner Kriegsverbrecher dort unter. Mit dabei war der Stahlbaron Alfried Krupp von Bohlen und Halbach. Landsberg gilt heute wieder, wie schon zu Weimarer Zeiten, als angenehmer Knast. Hitler etwa war nicht inhaftiert, er residierte in der Festung. Hoeneß wird wohl auch keine Kerkerhaft verbüßen. Nur auf einige Spiele seines FC Bayern wird er wohl verzichten müssen. Die werden zum Teil nur im Pay-TV gezeigt.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 7,895, um 0,13% unter der Vorwoche und um 21,00 % über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 27,47 Mrd., knapp unter der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.14 bei $ 7,934, zum 30.06.14 bei $ 8,45 und zum 30.12.14 bei $ 10,15. Der Terminkurs per Dezember 2014 enthält einen Jahreszinssatz von 37,24%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 11,00. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 4,35 %, lag jedoch 4,95 % über Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,95% und notierten mit 41,33% am Donnerstag ein Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche 0,30% und im Laufe dieses Jahres 47,98%. Bei den Pesobonds hat sich der neue Preisindex des INDEC ausgewirkt, der sich direkt auf den CER-Koeffizienten überträgt, mit dem diese Bonds indexiert sind. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 2,06% und gegen Ende 2013 4,99%. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 0,81% und liegen mit 11,31% im Plus seit Jahresende, und Global 2017 Arg. verloren 0,38% und lagen 0,24% im Plus seit Jahresende 2013.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 228,55 (Vorwoche $ 224,08) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 326,50 (Vorwoche $ 320,11).

			***

			Wirtschaftsminister Axel Kicillof erstattete im Kongress Bericht über YPF. Das Unternehmen habe ab staatlicher Kontrolle u$s 1,2 Mrd. an Importen gespart, weil die Produktion von Erdöl und Gas erhöht worden sei. Ausserdem seien u$s 2 Mrd. an Dividenden gespart worden, die nicht mehr in bar ausgezahlt und an Repsol überwiesen wurden. YPF sei vom staatlichen Bewertungsamt („Tribunal de Tasaciones“) auf u$s 9,66 Mrd. bewertet worden, und auf dieser Grundlage sei die Entschädigung für das von Repsol übernommene Aktienpaket auf u$s 5 Mrd. festgesetzt worden. Zwischen 1997 (als Repsol YPF übernahm) und 2011 (als der Staat die Kontrolle übernahm) sei bei YPF die Produktion von Erdöl um 44% und die von Gas um 55% gefallen, wobei die Erdöl- und Gasreserven des Unternehmens sich etwa halbiert hätten. Jetzt nehme die Produktion wieder zu: im 4. Quartal 2013 stieg sie im Vergleich zur gleichen Vorjahresperiode bei Erdöl um 6,9% und bei Gas um 10,2%. 

			***

			Der Rindfleischkonsum lag im Februar 2014 bei 63,5 kg pro Kopf, 7.6% über dem Vorjahr, gab die Kammer der Fleischindustrie CICCRA bekannt. In den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts lag der Konsum gelegentlich über 90 kg pro Kopf, und danach wurde 75 bis 80 kg als normal angesehen. Rindfleisch ist vorwiegend durch Geflügelfleisch ersetzt worden, in geringerem Ausmass auch durch Schweinefleisch.

			***

			Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela hat einen nationalen Bewässerungsplan bekanntgegeben, durch den die gegenwärtig bewässerte Fläche von 2,1 Mio. Ha verdoppelt werden soll. Die künstliche Bewässerung, über Kanäle oder Sprühanlagen, erhöht die Erträge und macht die Landwirtschaft unabhängig vom Regen. Meistens ist dies jedoch nicht rentabel, weil die Investition und der Betrieb der Bewässerungsanlagen zu hoch im Verhältnis zum Erlös ist. Wie weit jetzt weiche Bankkredite eingesetzt werden, wurde nicht bekanntgegeben. 

			***

			Die etwa 10.000 im Lande bestehenden chinesischen Supermärkte haben dem Handelssekretariat einen eigenen Plan für verbilligte Produkte vorgelegt, der von dem der „gepflegten Preise“ abweicht. Sie schlagen vor, eine Reihe von billigen Produkten zu liefern, die jedoch nicht von den grossen Unternehmen der Branche erzeugt werden, sondern von Genossenschaften und Fabriken (von Nahrungsmitteln und Produkten für die Reinigung und die Körperpflege) erzeugt werden, die von der Belegschaft betrieben werden („fábricas recuperadas“) Die Belieferung soll über ein staatliches Unternehmen erfolgen, das jedoch noch nicht existiert. Der Vorschlag erscheint nicht seriös, weil die Fabriken, die die Produkte herstellen sollen, klein und meistens nicht in der Lage sind, die Produkte, um die es geht, zu erzeugen. Auf alle Fälle erzeugen sie weder Speiseöl, noch Zucker, noch Fleisch.

			***

			Der Verkauf von Landmaschinen stieg 2013 in Einheiten um 18,5% auf 20.383 Stück, und in Werten um 72,8% auf $ 9,7 Mrd. Vom Umsatz entfiel 37% auf Traktoren, 25,6% auf Erntemaschinen und 12,8% auf Ausaatmaschinen. 60% des Umsatzes entfiel auf local erzeugte Maschinen.

			***

			Die USA halten sich im Streit der Republik Argentinien und den Geierfonds vor dem US-Gerichtshof mit ihrer Unterstützung zurück, soll US-Vizepräsident John Kerry der argentinischen Präsidentin Cristina Kirchner, während des gemeinsamen Treffens in Santiago de Chile anlässlich der Amtseinsetzung von Michelle Bachelet versichert haben. Das bedeutet, dass die US-Regierung nicht bereit ist, dem Obersten Gerichsthof beim Prozess, den die Holdouts gegen Argentinien angestrengt haben, eine Empfehlung Form eines sogenannten „amicus curiae“ zukommen zu lassen, in der sie ein politisches Interesse an einer für den argentinischen Staat günstigeren Lösung empfehlen. Damit hat John Kerry die bislang eindeutigste politische Stellungnahme zu den bilateralen Beziehungen geliefert, so diplomatische Quellen. 

			*** 

			Die Konsumentenpreise erreichten im Februar eine durchschnittliche Zunahme von 4,3%. Dies ist das Ergebnis der privaten Beratungsgesellschaften, die dem Kongress ihre monatlichen Erhebungen zur Verfügung stellen. Demnach liegt die Jahresinflation zum Februar 2014 bei 34,88%.

			***

			Eine Studie der Consulting-Firma „Guia Laboral“ hat ermittelt, dass von 1.690 Arbeitsunfällen und –krankheiten der ersten 11 Monaten 2013, 77% auf Unfälle am Arbeitsplatz, 22% auf solche auf dem Weg der Arbeit („in itinere“) und 1% auf Krankheiten entfallen, die auf die Arbeit zurückzuführen sind und somit von der ART-Versicherung gedeckt werden. Die Zahl der Unfälle auf dem Weg zur Arbeit ist ab 2009 um 224% gestiegen. 49% dieser Unfälle entstehen, während die Betroffenen auf einem Motorrad fahren.

			***

			Um 4,4% ist im Februar gegenüber dem Vormonat sind die Konsumentenpreise, mit denen die Inflation allgemein gemssen wird, in der Bundeshauptstadt angestiegen, stellte das städtische Statiskamt fest. In 12 Monaten betrug die Zunahme 33,9%. Die Preissteigerung für Januar und Februar zusammen liegt nach den gleichen Angaben bei 9,4%. Die ehemalige INDEC-Direktorin Graciela Bevacqua, stellte für Februar eine Teurung von 3,1% fest. 

			*** 

			Die lokale Produktion von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern lag im Februar 2014 mit 52.941 Einheiten um 0,1% über dem Vorjahr. Während die Produktion bei den Kleinlastern (+14,9%) und den Schwertransportern (+20,6%) stieg, ging sie bei den PKWs um 9,3% zurück. In den ersten beiden Jahresmonaten erreichte die Produktion 89.097 Einheiten, 8,1% weniger als vor einem Jahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im Februar mit 46.766 Einheiten um 19,1% unter dem Vorjahr, und die Exporte erreichten mit 25.091 Kfz ein Plus von 5,5% gegenüber Februar 2013. Von den Exporten giengen 87,8% nach Brasilien.

			*** 

			Unter Vorsitz von Präsidentin Cristina Kirchner und der Anwesenheit der Gouverneuere Jorge Sapag aus Neuquén sowie Alberto Weretilneck aus Rio Negro wurden vergangene Woche die Veträge über insgesamt $ 164 Mio. an Erdgasinfrastrukturmassnahmen in den genannten Provinzen sowie Chubut vergeben. Es wurden keine Einzelheiten die Fristen genannt.

			***

			YPF verdiente vergangenes Jahr dank der Preiserhöhungen für Benzin und Erdgas 45,6% mehr als im Vorjahr. Das geht aus der ersten Bilanz seit der Rückverstatlichung des Unternehmens hervor. Der Nettogewinn lag bei $ 5,68 Mrd. Auch das operative Ergebnis konnte deutlich um 52% auf $ 12,01 Mrd. verbessert werden, insbesondere dank des gestiegenen internen Umsatzes. YPF konnte 2013 den stärksten Zuwachs der letzten zehn Jahren im Bereich der Erdöl- und Erdgasproduktion verzeichnen. Ebenfalls konnte eine deutliche Zunahme der Reserven um 11% festgestellt werden.

			*** 

			Am kommenden 20. März soll in Bern zwischen der AFIP, vertreten durch Ricardo Echegaray, und der Schweizer Regierung, ein Abkommen über Informationsaustausch für Steuerzecke unterschrieben werden. Der Steuerbehörde soll dadurch ermöglicht werden, punktuelle Auskünfte (die von Richtern gefordert werden) von schweizerischen Banken zu erhalten. Auch soll dadurch die doppelte Besteuerung bei der Einkommens- und der Vermögenssteuer vermieden werden. Eine ähnliche Vereinbarung will AFIP in Zürich mit dem Weltfussballverband unterschreiben, um die Dreiecksgeschäfte mit Spielern zu erfassen, bei denen Einkommen auf Länder mit niedrigen Steursätzen verschoben werden.

			***

			Zum 28. Februar 2014 lag die jährliche Expansionsrate der Geldmenge (definiert als „monetäre Basis“, gleich Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) bei 18,43%, bei einer Abnahme von 8,48% im Laufe dieses Jahres. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umluaf plus giro- und Spardepositen) verzeichnet in 12 Monaten per Ende Februar 2014 eine Zunahme von 21,67%, bei einer Abnahme von 6,17% ab Ende 2013. 

			***

			Die ZB hat die Zwangsreserven auf Dollardepositen bei Banken von 20% auf unmittelbar 40% und ab April auf 50% verfügt. Bei Dollardepositen von insgesamt u$s 8,7 Mrd. erhält die ZB somit u$s 4,35 Mrd., was u$s 2,6 Mrd. mehr als jetzt darstellt. Um diesen Betrag werden die ZB künstlich erhöht, da diese Reserven für die ZB nicht verfügbar sind, also im Notfall nicht verkauft werden können. Diese Sterilisierung von Depositen verringert den Umfang der Dollarkredite der Banken, was in vielen Fällen zwingen soll, Auslandskredite zu erhalten, was bei Exporteuren und Importeuren in bestimmten Fällen möglich ist. Das würde dann das unmittelbare Devisenangebot erhöhen.

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat die Aufnahme der Arbeiten zur Wiederaufnahme der 1977 aufgegebenen Eisenbahnstrecke (für den Personenverkehr) von Las Plata über 14 Ortschaften, wie Gobernador Monteverde und San Francisco Solano, bis Avellaneda bekanntgegeben. Diese Eisenbahn verläuft in nicht grosser Entfernung parallel zur Autobahn von Buenos Aires nach La Plata, und hat somit keinen vernünftigen Sinn, da sie mit einem guten Omnibusverkehr konkurriert. Die Eisenbahn war 1993 vom Nationalstaat an die Provinz Buenos Aires übertragen worden, die sie aber auch nicht wieder in Betrieb nahm. Mehrere Projekte, darunter auch eines, um die Schienenstrecke durch eine Strasse zu ersetzen, versandeten. Was Gouverneur Scioli jetzt befürwortet, erfordert bedeutende finanzielle Mittel, sowohl um die Schienen instand zu setzen (einschliesslich Kauf neuer Schienen), wie für die Züge selber, die nicht vorhanden sind. Nachdem die Provinzverwaltung ein hohes Defizit aufweist und die Nationalregierung nicht in der Lage ist, mehr Mittel beizutragen, dürfte das Projekt auch dieses Mal schliesslich nicht durchgeführt werden. Auf alle Fälle würde es sich um eine neue Verlustquelle für die Provinzfinanzen handeln, da die wirtschaftliche Gleichung bei diesem Projekt bestimmt nicht aufgehen kann.

			***

			Der Vorsitzende der Kammer der Biodieselfabrikanten, Luis Zubizarreta, erklärte, die Erdölunternehmen hielten sich nicht an das Dekret, das eine Beimischung von 10% zum Dieselöl festsetzt. In der Tat seien es nicht einmal 5%. Diese Industrie leidet unter dem Druck einer hohen Überkapazität, seit die EU den Import von Biodieselöl verhindert, so dass an die 20 kleinere Betriebe schon schliessen mussten. Mit einer höheren Beimischung würde der Import von Dieselöl verringert und Devisen gespart werden.

			***

			Das Landwirtschaftsdepartement der USA (USDA) bestätigte, dass Argentinien dieses Jahr eine Sojabohnenernte von 54 Mio. Tonnen erreichen werde, was einen Rekord darstellt. Das hat die Notierung an der Börse von Chicago sofort um 2,62% auf u$s 521,5 gesenkt. Doch bei Mais schätzt die USDA nur 24 Mio. t, 8% weniger als im Vorjahr. Der Sommerregen kam für Sojabohne zum richtigen Zeitpunkt, für Mais (der einen Monat vorher gesät wird) zu spät. Schliesslich hat dieses Amt die brasilianische Sojabohnernte für dieses Jahr auf 88,5 Mio. t geschätzt, 1,5 Mio. t unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Textilindustrie beendete das Jahr 2013 mit einem Rückschlag von 0,8% gegenüiber dem Vorjahr, berichtet das Beratungsbüro IES. So ging die Produktion von Textilstoffen um 1,9% und die der Kunstfasern um 13,3% zurück. Auch die Importe liessen um 4% nach, auf einen Gesamtwert von u$s 1,53 Mrd. 

			*** 

			Der Construya-Index, den die wichtigsten Fabrikanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, konnte sich im Februar innerjährlich um 13,7% verbessern, und erreicht somit einen Zuwachs von 12,3% für die beiden ersten Monaten des laufenden Jahres.

			*** 

			Gerbereien zahlen seit Ende vergangener Woche $ 1 weniger pro Kilogramm Rinderhäute, nachdem die Regierung eine diesbezügliche Anordnung gab, um die Lederindustrie zu begünstigen. Die Preise gingen von $ 14,40 auf $ 13,30 zurück. Die Regierung hatte eine weitaus stärkere Ermässigung bis auf $ 9 im Auge. Als unerwarteter Gegeneffekt dieser Massnahme weisen die Schlachthöfe auf die Notwendigkeit hin, die Fleischpreise zu erhöhen, um den Verlust auszugleichen. Die Regierung versucht, die Fleischpreise unter Kontrolle zu halten, wobei diese grundsätzlich durch das freie Spiel von Angebot und Nachfrage bestimmt werden.

			***

			Der Oberste Gerichtshof hat den Antrag eines Inhabers unbezahlter argentinischer Staatsbonds zurückgewiesen, der ein Urteil des US-Richters Thomas Griesa in Argentinien bestätigen wollte. Die Gerichtsklage stammt von Claren Corporation, die „Bonos externos globales 1997/2017“ im Nennwert (plus verfallene Zinsen) von u$s 7,51 Mio. besitzt, die sie weder 2005 noch 2010 umgeschuldet hat, bei denen weder Zinsen noch Amortisationsquoten gezahlt wurden. Das Oberste Gericht Argentiniens entschied, dass die Gesetze, die die Umschuldung der argentinischen Altschuld verfügten, die 2001 im Defaultzustand erklärt wurde, einen Teil der öffentlichen Ordnung des argentinischen Rechtes bilden und ein „Exequatur“, also eine Vollstreckung eines ausländischen Urteils, nicht zulassen. 

			***

			Der Energieexperte Daniel Montamat weist in einem Artikel in der Zeitung „La Nación“ (12.3.14) auf einen Bericht des US-Amtes für Energie hin, der die Reserven der Schieferlager Vaca Muerta und Los Molles auf 27 Mrd. Barrel Erdöl und 147 Barrel Gas in äquivalentem Erdöl (1000 cbm Gas entsprechen ca. einem cbm Erdöl) angibt. Ohne diese Lager betragen die argentinischen Reserven an Erdöl und Gas 4,5 Mrd. Barrel. Doch bei den Schiefererdöl und –gaslagern müssen noch die Förderungskosten ermittelt werden, von denen die effektive Möglichkeit der Ausbeutung abhängt.

			***

			Die ZB hat bei der Ausschreibung von Wechseln (Lebac und Nobac) vom Dienstag einen Nettobetrag von $ 4,8 Mrd. untergebracht, nachdem die Banken Wechsel für $ 8,10 Mrd. gezeichnet hatten und Wertpapiere für $ 3,3 Mrd. amortisiert wurden. Per Saldo hat die ZB im Lauf dieses Jahres netto Lebac und Nobac für ( 44,8 Mrd. untergebracht. über die Hälfte der Offerten bezog sich auf die Wechsel für kürzere Fristen. Für Lebac von 77 auf 91 Tage wurde ein Satz von 28,63% bis 28,78% gezahlt.

			***

			Das Planungsministerium teilt mit, dass die Arbeiten am Wärmekraftwerk von Ensenada (bei La Plata, am petrochemischen Industriekomplex), das eine Kapazität von 840 MW hat, plangemäss weitergehen, so dass mit der Inbetriebnahme für Anfang 2015 gerechnet wird. Es fehlt allerdings noch die Verbindung der Ferngasleitung aus dem Süden. Dieses Kraftwerk mit kombiniertem Zyklus, das von der spanischen Isolux gebaut wird, verfügt über eine Gasturbine und zwei weitere, die sowohl mit Gas wie mit Dieselöl betrieben werden können. Mit diesen Kraftwerk und dem Atomkraftwerk Atucha II, das Ende dieses Jahres in Betrieb genommen werden soll, wird die Stromversorgung für 2015 gesichert. 

			***

			Planungsminister Julio de Vido erklärte, dass die Regierung weiter in der Abschaffung von Subventionen für öffentliche Dienste bei denjenigen vorgehen werde, die in der Lage sind, einen höheren Tarif zu zahlen. Das bezieht sich auf Tarife für Strom, Gas und Wasser im Raum der Bundeshauptstadt und Umgebung, die in den allermeisten Fällen absurd niedrig sind. CFK hat schon vor geraumer Zeit die Verringerung dieser Subventionen angekündigt; aber danach ist kaum etwas geschehen. Angeblich will die Regierung jetzt die Subventionen nur für Familien mit niedrigem Einkommen beibehalten. Das ist jedoch kompliziert, da es eine Einkommenserhebung voraussetzt.Viel einfacher wäre die Einführung einer stark progressiven Skala, bei der arme Familien, die wenig konsumieren, einen niedrigeren Tarif haben, aber diejenigen, die einen hohen Konsum haben, besonders weil sie viele Luftkühlapparate ständig einsetzen, den vollen Tarif zahlen. 

			***

			Die Gemeinderegierung der Stadt La Plata hat einen Supermarkt von Coto und einen von Vea geschlossen, weil sie angeblich das Programm der „gepflegten Preise“ nicht eingehalten haben. Die Schliessung erfolgte auf der Grundlage des Gesetzes 24.240 (Konsumentenschutz) und des provinziellen Gesetzes 13.133, das den Anschluss an das nationale Gesetz verfügt. Die Leitung von Coto wies darauf hin, dass nur 16 Produkte angeblich fehlten, wobei jedoch 7 effektiv vorhanden waren und bei 8 schon die fehlende Zufuhr durch die Lieferanten angezeigt worden war. Somit fehlte in Wirklichkeit nur ein Produkt, wegen der Verspätung bei einer schon verpflichteten Lieferung. Auch wenn der ganze Fall schliesslich versandet, zeigt dies, dass die zuständigen Behörden sehr aktiv sind. Die Regierung verleiht diesen „gepflegten Preisen“ grosse Bedeutung als Argument bei den Lohnverhandlungen, um übertriebene Erhöhungen zu vermeiden.

			***

			Kabinettschef Jorge Capitanich traf am Dienstag mit Vertretern der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenkörperschaft zusammen, um zu erreichen, das ausstehende schon gewährte Kredite dieser Institute von u$s 2,8 Mrd. so bald wie möglich ausgezahlt werden. Er wies darauf hin, dass die Regierung beabsichtige, dass dieses Jahr der Saldo zwischen neuen Kreditauszahlungen und Amortisation bestehender Kredite bei diesen Institutionen u$s 500 Mio. erreiche. 2013 war der Saldo negativ. Die Vertreter der drei Banken wiesen darauf hin, dass die argentinische Regierung die Arbeiten beschleunigen müsse, für die diese Kredite bestimmt seien, nämlich die Sanierung des Riachuelo-Flusses (der die Stadt Buenos Aires von der Provinz trennt), die Verlängerung der Gebrauchsdauer des Kernkraftwerkes Embalse (in Córdoba), der Plan für schwangere Frauen „Nacer“ und die Elektrifizierung der Roca-Eisenbahn. Das Problem besteht hier nicht nur in mangelhafter Planung und Durchführung der Arbeiten, sondern auch darin, dass die Kredite an finanzielle Beiträge des Staates gebunden sind, die schwer aufzubringen sind. 

			***

			Osvaldo Cornide, Vorsitzender des Verbandes kleiner und mittlerer Unternehmen CAME, der hauptsächlich den unabhängigen Einzelhandel vertritt, kritisierte den Umstand, dass Einkaufszentren (Shopping-Centers) und Supermärkte immer mehr an Bedeutung gewinnen, und warnte vor den Konsequenzen, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt. In diesem Zusammenhang wies Cornide darauf hin, dass der Einzelhandel weit über eine Million Menschen beschäftige, während in Supermärkten und Shopping-Centern nicht mehr als 150.000 Personen eingestellt sind.

			***

			Die Vorsitzende des Apothekerverbandes der Provinz Buenos Aires, Isabel Reinoso, bekräftigte diese Woche, dass die Preisabsprachen mit der Regierung bei den Medikamenten in den Apotheken in der Provinz respektiert werden. Hierzu sei bemerkt, dass die Apothekenbranche 1991 auf Initiative von Wirtschaftsminister Cavallo in der Bundeshauptstadt dereguliert wurde (was zum Aufkommen grosser Ketten wie Farmacity führte), während dies nicht in der Provinz gilt, wo die Ketten verboten sind und neue Apotheken nur zugelassen werden, wenn sich keine bestehende in der Nähe befindet. In der Regel sind die Preise für Medikamente daher in der Provinz höher als in der Bundeshauptstadt, wo eine viel härtere Konkurrenz besteht, und auch Apotheken aufgekommen sind, die faktisch nur Generika zu besonders niedrigen Preisen verkaufen.

			***

			Planungsminister Julio de Vido forderte alle Bürgermeister dazu auf, darauf zu achten, dass die Kosten für Baumaterialien sich im Rahmen der auf nationaler Ebene mit den grossen Lieferanten ausgehandelten Preisen bewegen. Allgemein werden jedoch die Baumaterialien von den Unternehmen gekauft, die Arbeiten im Auftrag der Gemeinden verrichten, wie Strassenpflasterung, Legung von Röhren u.a.

			***

			Wirtschaftsminister Axel Kicillof erklärte Vertretern der Kfz-Industrie und der Kfz-Importeure, die ihn aufgesucht hatten, dass die Regierung nicht vorgesehen habe, die Steuer auf teure Automobile abzuschaffen. Diese Steuer verteuert Autos mit einem Endpreis von über $ 210.000 mehr als 30%. Bei einem Endpreis von $ 290.000 beträgt die Zunahme 50%. Laut Kicillof betrifft dies jedoch nur 4% des gesamten Kfz-Verkaufs. Abgesehen von diesem Konflikt ist der Minister wegen der allgemeinen Preiszunahme neuer Kfz verärgert, die in diesem Jahr schon um die 27% ausmacht. Der Verband der Kfz-Fabrikanten Adefa teilte dem Minister mit, dass für dieses Jahr eine Fabrikation von 730.000 Einheiten (-8% gegen 2013) und ein Verkauf auf dem Binnenmarkt von 750.000 Einheiten (-22%) vorgesehen seien.

			***

			Das Innen- und Transportministerium hat durch Beschluss 107/14 die Subvention für Omnibusse, die im Ferntransport von Personen eingesetzt werden, erhöht. Die Subvention pro Kilometer wird bei den 17 Strassenkorridoren, in denen diese Unternehmen mit Aerolíneas Argentinas konkurrieren, von $ 1 auf $ 1,20 erhöht. Die Unternehmen weisen darauf hin, dass sie wegen der stark subventionierten Flugtarife von AA die Omnibustarife nur beschränkt erhöhen können. Ausserdem wird die Subvention für behinderte Personen erhöht. Insgesamt wird der Betrag der Subvention von $ 12 Mio. auf $ 20 Mio. monatlich erhöht, was 2,5% des Erlöses darstellt, den diese Unternehmen beim Verkauf der Passagen erhalten. Trotz offizieller Ankündigungen über eine bevorstehende Verringerung der Subventionen für öffentliche Dienste, werden diese jetzt in einem konkreten Fall weiter erhöht.

			***

			Planungsminister Julio de Vido erklärte in einer Pressekonferenz, dass in diesem Jahr Bergbauinvestitionen in Höhe von u$s 3,86 Mrd. erwartet werden. Das wäre doppelt so viel wie 2013. Er gab jedoch nicht bekannt, um welche Unternehmen und welche konkreten Projekte es sich handelt.

			***

			Die Zahl der Immobilienübertragungen in der Bundeshauptstadt lag im Januar 2014 mit 2,03 Mio. um 0,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 53,7% unter Dezember 2013, gab der Verband der Notare der Stadt bekannt. Es sind jetzt schon 26 Monate in Folge mit innerjährlichen Abnahmen. In Werten waren es im Januar $ 1,59 Mrd., 54,57% über dem gleichen Vorjahresmonat (weil die Pesowerte wegen der Abwertung stark gestiegen sind), aber 40,7% unter Dezember 2013. Von den notariellen Übertragungen entfielen 10,61% auf Beträge unter $ 150.000, 12,68% auf Beträge zwischen $ 150.000 und $ 250.000 und 32,66% auf Beträge zwischen $ 250.000 und $ 500.000. Meistens werden in den notariellen Urkunden niedrigere Werte angegeben, als sie effektiv gezahlt werden, wobei die Geschäfte in der Regel in Dollar berechnet werden, und die formelle Umwandlung in Pesos, die in der Urkunde stehen, zum offiziellen Kurs erfolgt. Der Höhenflug des Schwarzkurses hat im letzten Jahr (vermutlich ebenfalls im Januar 2014) auch die Immobiliengeschäfte angeregt, wobei auch die Weisswaschung über Cedin-Zertifikate in einem gewissen Ausmass dazu beigetragen hat.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Das brasilianische Erdölunternehmen Petrobras hat Bonds für u$s 8,5 Mrd. untergebracht, bei Gesamtangeboten von u$s 22 Mrd. Das Geschäft wurde über die Banken HSBC, JPMorgan, Citi, Bank of China und den brasilianischen BB Investimentos und Bradesco vollzogen. Von den Bonds laufen u$s 1,6 Mrd. auf 3 Jahre, mit einem Zinssatz von 3,265%, u$s 1,5 Mrd. auf 6 Jahre zu 4,925%, u$s 2,5 Mrd. auf 10 Jahre zu 6,281% und u$s 1 Mrd. auf 30 Jahre zu 7,319%. Der Zinssatz liegt in allen Fällen weit unter dem von 9%, den YPF letzten Dezember bei der Unterbringung von u$s 500 Mio. in New York zahlen musste. Petrobras hatte im Januar 2014 schon Bonds für E 3,8 Mrd. (gleich u$s 5,271 Mrd.) untergebracht.

			***

			Die Lufthansa wartet auf viel Geld aus Venezuela. Ein Sprecher des Unternehmens bezifferte die Außenstände am Donnerstag auf mehr als u$s 100 Mio. Sie stammen aus Ticketverkäufen in der dortigen Währung Bolivar, die wegen Devisenbeschränkungen bislang nicht getauscht werden konnten. «Wir haben Probleme, unser Geld aus dem Land zu holen», sagte die Lufthansa-Finanzchefin Simone Menne. Man wolle das Problem, das andere Fluggesellschaften ebenso hätten, gemeinsam mit der Luftverkehrsorganisation IATA lösen. Lufthansa verzichtet derzeit gelegentlich auf Verbindungen nach Caracas und setzt zudem ein kleineres Flugzeug ein. (dpa) 

			***

			Der Präsdent der brasilianischen ZB, Alexandre Tombini, gab bekannt, dass das Land im Februar direkte Auslandsinvestitionen i.H. von u$s 9,2 Mrd. erhalten habe, nach u$s 7,8 Mrd. im Januar. Diese Investitionen haben haben mit dazu verholfen, das zunehmende Defizit der Leistungsbilanz auszugleichen, das durch hohe Importe, besonders von Brennstoffen, hergeführt werde. Brasilien verbleibt als beliebtes Ziel für internationales Risikokapital.

			***

			Venezuela weist ein Defizit bei den Staatsfinanzen von 15% des Bruttoinlandsproduktes aus, was eine Hyperinflation in Aussicht stellt. Die Inflation liegt bei 56% jährlich, aber die Preiszunahme bei Nahrungsmitteln liegen bei 70%. Ausserdem besteht aktute Knappheit an Lebensmitteln des Massenkonsums. Der weitaus grösste Teil der Lebensmittel u.a. Produkte des täglichen Konsums wird importiert, so dass sich die Devisenknappheit direkt auswirkt. Letztes Jahr hat die Regierung die Währung um 40% abgewertet und den offizilllen Kurs auf 6,3 Bolivar pro Dollar festgesetzt. Gleichzeitig wurden Devisenkontingente für bestimmte Importe versteigert, wobei sich ein Kurs von über 10 Bolivar pro Dollar ergab. Die Versteigerungen wurden letztes Jahr aufgehoben, aber dieses Jahr wieder eingesetzt. Die argentinische Consulting-Firma Ecolatina rechnet mit einer starken Abwertung in diesem Jahr, auf über 23 Bolivar pro Dollar, über 130% mehr als der Kurs, der sich bei den Versteigerungen ergibt.

			***

			Geschäftsnachrichten

			BAPRO

			Kunden der Bank der Provinz Buenos Aires, die dem Provinzstaat gehört, dürfen jetzt Bargeld ohne Debitkarte in mehr als 1000 Filialen abheben. Dank des neuen Systems dürfen bis zu $ 3000 täglich überwiesen werden. Empfänger können auch Personen sein, die über kein Bankkonto, weder bei BAPRO noch bei einem anderen Institut verfügen. Der Empfänger darf das Geld über einen achtstelligen Code und den Personalausweis bei der Kasse abholen. 

			Transener

			Dieses Unternehmen, das den Ferntransport von Strom betreibt, hat die Kapazität des Transformatoren auf ihrer Station in Ezeiza, in der Provinz Buenos Aires, erhöht. Dafür investiert Transener $ 210 Mio., ausgehend von neuen Transformatoren von bis zu 800 MVA. 

			Mastellone Hnos S.A.

			Dieses Milchunternehmen, mit der Marke „La Serenísima“, das zusammen mit Sancor den Markt von Milch und Milchprodukten beherrscht, und in der Bundeshauptstadt und der Provinz Buenos Aires führend ist, weist in seiner Bilanz für 2013 einen Verlust von $ 37,8 Mio. aus, gegen einen von $ 110,2 Mio. im Vorjahr. Der Umsatz lag mit $ 9,49 Mrd. um 25,7% über dem Vorjahr. In Liter Milch gemessen sank der Umsatz jedoch um 3,5% auf l,89 Mio. Liter. Die Firma weist darauf hin, dass die landesweite Milchproduktion 2013 um 1,7% unter dem Vorjahr lag. Bei der Milchwirtschaft ergibt sich die paradoxe Lage, dass die beiden weitaus grössten Unternehmen viel höhere Preise für Milch fordern (gelegentlich bis zu 30% mehr) als kleinere Konkurrenten wie Verónica und Milkaut. Offensichtlich wirkt sich die viel höhere Produktion in diesem Fall nicht kostensenkend aus. Es klingt paradox, dass Mastellone dann noch Geld verliert, und noch mehr, dass die Landwirte einen sehr niedrigen Preis für ihre Milch erhalten, so dass viele in den letzten Jahren aufgegeben haben und zum Teil auf den Anbau von Sojabohne übergegangen sind. 

			Maxinta 

			Diese Wechselstube erinnert daran, dass physische Personen seit dem 27.01.2014 erneut die Möglichkeit haben, Devisen zu Sparzwecken zu erwerben. Dazu bedarf es eine Genehmigung der AFIP. Diese wird über die Internetseite der Behörde erteilt. Die Devisen werden ausschliesslich gegen Scheck, Banküberweisung oder MEP, nicht aber gegen Bargeld, ausgegeben. Auf dem Betrag wird laut AFIP Resolution 3583 eine Gebühr in Höhe von 20% aufgeschlagen, die später von der Steuererklärung verrechnent werden darf. Ausserdem wird daran erinnert, dass physische Personen sowie Gesellschaften weiterhin die Möglichkeit haben Devisen zum Zweck von Auslandsreisen zu erwerben. Dazu bedarf es ebenso eine Genehmigung seitens der Steuerbehörde. In diesem Fall, dürfen Barberäge eingesetzt werden. Auf die Operation wird ein Zuschlag von 35% berechnet, der ebenfalls bei Abgabe der Steuererklärung verrechnet werden darf. Maxinta befindet sich auf Sarmiento 378, 6. Etage sowie im Einkaufszentrum Unicenter auf der dritten Etage. Bürozeiten sind von 10:00 bis 15:00 Uhr. 

			Scorza

			Dieses auf die Stadtreinigung spezializierte Firma kündigt die Produktion von neuen Müllcontainern und die Erweiterung ihrer Produktionsstätte an. Dadurch soll ausserdem die Effizienz um 30% erhöht werden. 

			SanCor

			Diese Firma der Milchindustrie investiert u$s 100 Mio. um ihre Produktion für die Versorgung des Binnemarktes und den Export zu erweitern. Die Ankündigung wurde im Beisein des Kabinettchefs Jorge Capitanich vom SanCor Vorsitzenden Oscar Carreras bekanntgegeben.

			Edenor

			Diese Energievertriebsgesellschaft erzielte 2013 einen Gewinn von $ 771,7 Mio. Im Jahr zuvor übertraf der Verlust $ 1,01 Mrd. Die kumulierten Verluste konnten dank einer staatlichen Zuwendung i.H. von $ 2,93 Mrd. in einen positiven Nettosaldo umgewandelt werden. Ohne dies hätte die Gesellschaft laut Handelsgesetzbuch aufgelöst werden müssen, weil das Nettovermögen negativ gewesen wäre. Seit der Konzessionsvertrag der 90er Jahre 2001 einseitig ausser Kraft gesetzt wurde, und der eingefrorene Tarif nicht kosten-deckend ist, hängt der private Betreiber von staatlichen Entscheidungen ab, um überleben zu können. Es ist ein System ohne Regeln, das die Instandhaltung und auch Investitionen sehr erschwert. 

			Los Grobo

			Dieses landwirtschaftliche Unternehmen, kontrolliert von Gustavo Grobocopatel, das sogenannte „Pools“ bildet, bei denen Landwirte ihr Land beisteuern (über Miete oder Beteiligung am Erlös), und „Los Grobo“ es betreibt, feierte letzte Woche sein 30-jähriges Bestehen. Vor zwei Jahren betrieb die Firma insgesamt 120.000 ha; doch für dieses Jahr sind nur 40.000 ha vorgesehen, weil die Rentabilität des Geschäftes drastisch gesunken ist. Los Grobo hat gegenüber der eigenen Bearbeitung des Landes durch den Landwirt den Vorteil, dass grössere Maschinen eingesetzt werden, die wirtschaftlicher sind, eine fortgeschrittene Technologie verwendet wird (über die der einzelne Landwirt nicht immer verfügt), und auch bessere Preise beim Kauf von Samen und Verkauf der Ernte erzielt werden, weil die Firma eine stärkere Position hat als der einzelne Landwirt. „Los Grobo“ hat seine Tätigkeit auch auf Brasilien ausgedehnt, seinerzeit auch auf Venezuela (was aufgegeben wurde, da dort die Bedingungen ungünstig waren), und will jetzt auch in Kolumbien, Honduras und eventuell in Albanien tätig sein.

			 Alpat

			Das Unternehmen „Alcalis de la Patagonia“ hat eine Investition von ca. u$s 100 Mio. vorgesehen, um die Fabrik von Ätznatrium („soda cáustica“), das für die Glaserzeugung verwendet wird, zu erweitern, und die Fabrikation von Natriumkarbonat für Chemie, Papier- und Metallindustrie) aufzunehmen. Alpat entstand 1971 auf Grund einer Ausschreibung, bei der eine Subvention vorgesehen war, die mit einer Sondersteuer auf importiertes Natriumkarbonat finanziert wurde. Der Bau wurde erst unter der Militärregierung effektiv aufgenommen und die Inbetriebnahme dauerte ser lange. Vor einigen Jahren kaufte Cristóbal López das Unternehmen über seinen Konzern „Indalo“. Er steht den Kirchners nahe und betreibt vornehmlich Spielkasinos. Vor kurzem hat er auch 50% des Kasinos in Tigre und den Fernsehkanal C5N übernommen. Alpat hat eine Fabrik in Río Negro, in der Nähe der Meeresküste, die etwa 70% des lokalen Konsums an Ätznatriun deckt. Von der neuen Investition sind u$s 52,9 Mio. für eine Energieanlage bestimmt (die eine belgische Firma liefert), die das Unternehmen mit Strom und auch mit Hitze (für den Fabrikationsprozess) versorgt, aber eventuell auch über das Verbundnetz Strom an Dritte liefern soll.

			Liqui Moly

			Dieses auf Zusätze für Motorenöle spezialisiertes Unternehmen behält seinen Wachstumskurs bei. Liqui Moly erhöht die Wiederstandsfähigkeit des Schmieröles bei Kfz und schützt den Motor vor allem bei hohen Temperaturen oder Ölverlust. Nach dem Rekordumsatz des Jahres 2012 erhöhte sich der Umsatz 2013 um 4% auf E 415 Mio. Auch die Zahl der Beschäftigten stieg in dieser Zeit deutlich. In den kommenden beiden Jahren stehen Investitionen von rund E 20 Mio. an. Hochkonjunktur herrscht im Auslandsgeschäft, das 2013 um 10% stieg und mit der Erschliessung des Marktes von Nicaragua, Costa Rica und Jamaika fortgeführt wurde.

			YPF

			Der staatlich kontrollierte Erdölkonzern kündigte die Entdeckung eines neuen bedeutenden konventionellen Lagers im Block Los Calderones an, der 30 Km nördlich vom Ort Cinco Saltos, in der Provinz Rio Negro liegt. Die Ressourcen liegen bei 15 Mio. Barrell. 
YPF kaufte 15 neue Bohrausrüstungen für insgesamt u$s 1,2 Mrd., zahlbar in fünf Jahren mit der Möglichkeit, die Zahlungsfrist auf weitere drei Jahre zu verlängern. Eingesetzt werden die Ausrüstungen in Vaca Muerta. 

			Herbalife

			Dieses US-Unternehmen für Diätprodukte wird bis Jahresende eine eigene Linie von Produkten im Lande für den lokalen Verbrauch wie den Export herstellen lassen. Bei Herbalife handelt es sich um ein Unternehmen aus dem Direktverkauf-Bereich. In Argentinien beschäftigt Herbalife 130 Mitarbeiter.

			Expofrut

			Dieses auf Obstverpackung, Zubereitung und Vertrieb spezialisierte belgisches Unternehmen kündigt für die nächsten fünf Jahren Investitionen über $ 532 Mio. an, um die Produktion in der Provinz Río Negro zu erweitern. Es sollen bis zu 1200 neue Arbeitsplätze geschaffen werden.

			Kranos Capital 

			Diese US-Gruppe übernahm die Versicherungsgesellschaften Liberty Seguros Argentina sowie Liberty Compañía Argentina de Reaseguros und Integrity Reaseguros Argentina. Bei Kranos Capital handelt es sich um einen Investmentfonds mit Schwerpunkt auf dem Versicherungsgeschäft. Die neuen Besitzer werden einige Produkte vorstellen, wie z.B. massgeschneiderte Versicherungen für Handys, Fahrräder, Motorräder u.a. Güter.

			Swarco AG

			Dieses österreichische Unternehmen mit Sitz in Watterns und Zweigstellen in vielen Ländern, liefert ein komplettes Programm an Produkten, Services und Lösungen in den Bereichen Straßenmarkierung, Verkehrssignalisierung und Verkehrsmanagement. Jetzt eröffnete die Firma auch ein Regionalbüro in Buenos Aires. Von hier aus soll die gesamte Region bedient werden. 

			Bagley

			Dieses Unternehmen, das von Arcor und Danone kontrolliert wird und sich auf Kekse u.dgl. spezialisiert, hat eine Investition von u$s 10 Mio. in ihre Fabrik in Salto, Provinz Buenos Aires, bekanntgegeben, die sich auf die Fabrikation von „Snacks“ bezieht, die unter der Marke Saladix vertrieben werden. Bagley konkurriert jetzt auf diesem Gebiet mit dem Marktführer Pepsico (Marken Pahuamar und Bun).

			Diaser

			Dieses Unternehmen hat eine neue Fabrik für Bioethanol aus Mais (der dem Benzin beigefügt wird) in Villa Mercedes, Provinz San Luis, eingeweiht, in die $ 40 Mio. investiert wurden. Die Kapazität beträgt 650 Tonnen täglich. Die Fabrik wird gleichzeitig ein Nahrungsmittel für Rinder erzeugen („burlanda“).
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			Das perfekte Rezessionsszenarium

			Bessere Bedingungen für eine Rezession, als sie jetzt bestehen, kann man sich kaum vorstellen. Es ist genau das eingetreten, was die Präsidentin Cristina Kirchner auf keinen Fall wollte. Doch die akute Zahlungbilanzkrise und die gefährlich zunehmende Inflation haben die Regierung zu klassischen Massnahmen gezwungen, die rezessiv wirken. Hier wurde das orthodoxe Instrumentarium angewendet, das CFK als neoliberal bezeichnet und verabscheut. Sie hat die primitive Aufassung, dass die Liberalen, unter denen sie diejenigen umfasst, die im Grunde punkto Wirtschaft nur rationell (und nicht ideologisch) denken, eine Rezession wollen, mit schlimmen sozialen Folgen, aber nur aus Sturheit und Bosheit. In der Tat will niemand eine Rezession, und wenn diese kommt, so versuchen diejenigen, die CFK beschuldigt, dies bewusst zu wollen, sofern sie an der Macht sind oder Einfluss haben (was in Argentinien nicht der Fall ist) sie zu mildern, vor allem in ihren sozialen Auswirkungen. Doch wenn die Rezession verneint wird, und Handlungen für richtig gehalten werden, die sie herbeiführen, dann kann man sie auch nicht überwinden oder mildern. Es besteht jetzt die Gefahr, dass sich die Rezession unnötigerweise verschärft.

			Halten wird folgende Tatsachen fest:

			- Der Abwertungssprung von insgesamt 23% im Januar 2014 trieb die interne Inflation in die Höhe und hatte eine rezessive Wirkung. Die Abwertung bedeutet eine Einkommenszunahme der exportierenden Bereiche, an erster Stelle der Landwirtschaft, auf Kosten des Einkommens der anderen Gruppen, und das wirkt sich zunächst negativ auf die interne Nachfrage aus. Abwertungen wirken kurzfristig rezessiv, doch eventuell langfristig positiv.

			- Die Inflation ist auf eine höhere Stufe geklettert, bei der die Jahresrate der Preiszunahmen von ca. 25% auf über 30% gestiegen ist, mit einer deutlichen Tendenz auf über 40%. Im Januar waren es gemäss dem neuen INDEC-Index 3,7% und im Februar rechnen die Wirtschaftler mit ca. 4%. Allein in den drei Monaten Dezember, Januar und Februar gelangen private Schätzungen auf 12%. Löhne und Gehälter sind dabei zunächst zurückgeblieben, was zu einer geringeren Nachfrage führt. Die Regierung ist nicht bereit, diese Zunahme mit analogen Lohnzunahmen zu begleiten, einmal, weil dann die Lohn-Preisspirale beschleunigt wird und sehr bald in Hyperinflation enden kann, und dann weil der Staat keine Mittel hat, um seinen Beamten so viel mehr zu bezahlen. Der unvermeidliche Reallohnverlust, der bei Hoch- und Hyperinflation noch viel ausgeprägter wäre, wirkt rezessiv.

			- Eine monetäre Expansion von etwa 20% jährlich (Per Ende Februar waren es bei der monetären Basis 18,43% und beim monetären Aggregat M2 21,47%) liegt weit unter der Preiszunahme, so dass diese schliesslich von der monetären Seite her gehemmt wird. Aber auf Kosten einer Rezession. Für März wird eine niedrigere Inflationsrate als in den Vormonaten erwartet, eventuell von knapp über 1%. Das ist nicht als Erfolg der Preispolitik zu verstehen (auch wenn die „gepflegten Preise“ dazu beitragen), sondern eine direkte Folge der Rezession.

			- Den Banken entzieht die ZB Mittel über die Unterbringung von Wechseln (genannt Lebac und Nobac), was ihre Kreditfähigkeit hemmt. Insgesamt hat die ZB dieses Jahr netto $ 44,8 Mrd. untergebracht, was 6% der gesamten Pesodepositen darstellt. Die gesamten Bankkredite in Pesos sind zwar in 12 Monaten zum 28.2.14 um 32,72% gestiegen, jedoch im Laufe dieses Jahres nur um 1,78%, also weit weniger als die Inflation. Die stark expansive Kreditpolitik von 2013 hat aufgehört. Die fehlende Bankfinanzierung hemmt die wirtschaftliche Tätigkeit. Ausserdem hat die ZB die Zwangsreserven auf Dollardepositen drastisch erhöht, so dass die Banken auch weniger Dollarkredite erteilen können.

			- Die ZB hat die Zinsen bei den Wechseln, die sie wöchentlich ausschreibt (Lebac und Nobac), stark erhöht, auf leicht über 28% bei kürzeren Fristen. Die ZB leiht dann das Geld an den Staat (über das Schatzamt) zu viel niedrigeren Zinsen, so dass sie hier einen Verlust erleidet, der jedoch nicht zum Staatsdefizit addiert wird. Auch vordatierte Schecks werden an der Börse zu Zinsen von 28% bei 30 bis 60 Tagen, bis zu 30,85% bei l20% bis 180 Tagen verzinst. Anfang Dezember waren es noch 20%, bzw. 21,55%, und einige Monate vorher noch viel weniger. Der Badlar-Zinssatz (der für grössere Depositen gilt) stieg bei Privatbanken auf 26%, und entsprechend stiegen die Zinsen für Darlehen, auch für Konsumkredite über Kreditkarten. Dies wirkt sich hemmend aus, und führt zunächst zu geringeren Lagerbeständen und geringeren Umsätzen.

			- Die Kfz-Industrie steht vor einem Umsatzrückgang, der bei den hohen Verkäufen der Vorjahre normal ist, jedoch durch die neue Steuer auf teurere Modelle und die höheren Zinsen bei Ratenzahlung verschärft wird. Die geringere Automobilproduktion wirkt sich direkt auf die Zulieferanten aus. Im Fahrzeugbereich gibt es allgemein Entlassungen.

			- Die starke Zunahme der Preise von Benzin und Dieselöl (ca. 60% in einem Jahr) wirkt ebenfalls rezessiv. Das führt zu einem niedrigeren Konsum, aber auch zu einer starken Zunahme der Frachtraten, die sich allgemein kostenerhöhend auswirkt.

			Schliesslich wirkt noch die allgemein pessimistische Stimmung rezessiv. Ein neuer Default ist durchaus möglich, wenn die Finanzkonflikte mit ausländischen Gläubigern nicht gelöst werden. Denn dann werden die Zahlungen von Schulden und die Kapitalflucht nicht durch neue Kredite und Kapitalinvestitionen ausgeglichen, so dass zu ZB-Reserven gegriffen wird. Und wenn diese zu Ende gehen, was ohne neue Kredite und frisches Kapital sehr bald geschieht, dann kann nicht gezahlt werden. Die ZB begegnet dieser Entwicklung mit kurzfristigen Massnahmen und hofft auf eine hohe Ernte von Sojabohne, die ab April exportiert wird und zu hohen Deviseneinnahmen verhilft. Das schiebt das strukturelle Problem jedoch nur hinaus, ohne es zu lösen, umso mehr als die Energiebilanz ein hohes und zunehmendes Defizit aufweist. Wenn die Devisennachfrage durch die Rezession gehemmt wird, wird das Problem gemildert, aber auch nicht gelöst.

			Ohne eine Rückkehr zum IWF ist die Lösung des Problems nicht möglich, Das haben jetzt angeblich Kabinettschef Capitanich und Wirtschaftsminister Kicillof begriffen, aber CFK offensichtlich noch nicht. Hoffentlich ändert sie ihre Meinung bei ihrer bevorstehenden Europareise, besonders der Zusammenkunft mit Frankreichs Präsident Hollande. Sagt ihr niemand, dass ihre sture Haltung punkto IWF die Gefahr eines neuen Defaults mit sich bringt und die Rezession verschärft? Oder will sie dies einfach nicht wahrhaben? 

			Ebenfalls wirken sich die sozialen Konflikte rezessiv aus, die bei Lohnerhöhungen unvermeidlich sind, die einen Reallohnverlust bedeuten. Denn Streiks und dgl. stören die Produktion, mit Verlusten, die sich in vielen Fällen nicht aufholen lassen. Schliesslich wirken sich auch die immer häufigeren Entlassungen (zeitlich befristet und auch endültig) aus, da dies von einem geringerem Konsum begleitet wird. Die meisten Unternehmen hängen die Entlassungen nicht an die grosse Glocke, und versuchen, sie zu vertuschen. Zunächst ersetzen sie freiwerdende Stellen nicht. Die Nachfrage nach Arbeitskräften sinkt dabei, und die Arbeitslosigkeit nimmt zu, da ohnehin jedes Jahr eine neue Generation hinzukommt.

			Was die Konjunktur dieses Jahr einigermassen hält, ist die Aussicht auf eine hohe Ernte, voraussichtlich von etwa 100 Mio. Tonnen Getreide und Ölsaat (gegen 103 bis 105 Mio. t im Vorjahr), bei Preisen, die allgemein leicht unter den vorjährigen liegen, wobei jedoch der Anteil der Sojabohne höher ist und diese einen viel höheren Preis als Mais und Weizen hat. Es wird auf alle Fälle für 2014 mit einem etwas höheren Exporterlös bei Getreide, Ölsaaten und deren industrielle Produkte gerechnet als 2013.

			Ebenfalls darf man nicht vergessen, dass es ständig kleinere Investitionen gibt, die auch zur Wirtschaft beitragen. Und schliesslich sollte die Wirkung der technologischen Revolution, die ununterbrochen weitergeht und sich überall durchsetzt, nicht bagatellisiert werden. Man musste sich im heutigen Argentiniern wirklich bemühen eine Rezession herbeizuführen. Doch CFK ist dies schliesslich gelungen.
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			Keine Auslandsinvestitionen

			Argentinien erhält in den letzten Jahren praktisch überhaupt keine Auslandsinvestitionen, obwohl es auf der Welt sehr viel Risikokapital gibt, und Argentinien hervorragende Möglichkeiten für Investitionen bietet, angefangen mit Erdöl und Gas (besonders in „Vaca muerta“), aber auch in der Stromwirtschaft, dem Bergbau und im allgemeinen industriellen Bereich. Die Consulting-Firma DNI (Desarrollo de Negocios Internacionales) hat in eine Studie ermittelt, dass Argentinien 2013 nur Auslandsinvestitionen von u$s 10,4 Mrd. erhalten hat, ein Sechsel von Brasilien, unter einem Drittel von Mexico und halb so viel wie Chile. Doch 70% des Betrages besteht aus der Anlage von Gewinnen, die nicht überwiesen werden durften. Wenn man dieser Rechnung noch die Investitionen argentinischer Unternehmen im Ausland abzieht (wie die von Eurnekian in Flughäfen oder von Grobocopatel in Landwirtschaft), dann bleibt schliesslich kaum etwas übrig. Und mit der Kapitalflucht ist der Gesamtbetrag der reinen Kapitalbilanz (ohne Bankredite) negativ.

			Die Bruttoauslandsinvestitionen, einschliesslich der, die mit einbehaltenten lokalen Gewinnen finanziert werden, sind 2013 um 13% gesunken, was sich auch auf den Mercosur ausgewirkt hat, der ein Minus von 2,3% verzeichnet. Doch in ganz Lateinamerika nahmen die Auslandsinvestitionen um 18% zu, in den Schwelleländern um 6,2% und in den fortgeschrittenen Staaten um 12%. Weltweit betrug die Zunahme 11%.

			In absoluten Zahlen erhielten die Vereinigten Staaten mit u$s 159 Mrd. den Löwenanteil der Auslandsinvestitionen, gefolgt von China mit u$s 127 Mrd., Russland mit u$s 94 Mrd. und Brasilien mit u$s 63 Mrd. Es klingt paradox, dass ausgerechnet ein so hoch entwickeltes Land wie die USA so viel Auslandskapital anzieht, sind doch die Renditen dort spürbar niedriger und die Investitionsmöglichkeiten geringer als in Schwellenländern. Ausserdem ist in den USA selber ausreichendes Kapital vorhanden, um alle notwendigen und interessanten Investitionen zu finanzieren, um so mehr als die US-Unternehmen Zugang zum internationalen Kapitalmarkt haben und auch anonyme Auslandsinvestitionen über die Börse erhalten.

			Der Leiter von DNI, Marcelo Elizondo weist (laut „La Nación“ vom 9.3.14) darauf hin, dass von den 500 grössten Unternehmen in Argentinien, die 40% des Bruttoinlandsproduktes darstellen, 300 ausländisch sind, was darauf hinweise, dass die fehlenden Auslandsinvestitionen einen grossen gesamtwirtschaftlichen Einfluss haben. In der Tat sind die rein lokalen Unternehmen (deren Aktionäre in Argentinien wohnhaft und auch tätig sind) nicht in der Lage, grosse Projekte in Angriff zu nehmen, besonders nicht wenn dies mit hohem Risiko verbunden ist, wie es u.a. beim Bergbau der Fall ist.

			Die Auslandsinvestitionen sind in der Regel auch mit viel Technologie verbunden, die auf diese Weise ins Land kommt und sich gelegentlich über die Unternehmen hinaus verbreitet, die sie eingeführt haben. Besonders Zulieferanten erhalten dabei Technologie. Ebenfalls schaffen Auslandsunternehmen Exporte, meistens von industriellen Produkten, weil sie Argentinien in ihre internationale Arbeitsteilung in beiden Richtungen einschliessen. 

			Der Umstand, dass Argentinien praktisch als Ziel von Auslandsinvestitionen ausgeschlossen wird, ist grundsätzlich eine direkte Folge des wirtschaftspolitischen Konzeptes der Kirchner-Regierung. Einmal besteht die Idee, die Wirtschaft so weit wie möglich zu schliessen, was dem Globalisierungskonzept widerspricht, das die Weltwirtschaft gegenwärtig beherrscht. Schliessung ist heute ein Anachronismus. Dann besteht eine strenge Devisenbewirtschaftung, die u.a. Überweisungen von Gewinnen und Dividenden hemmt, und schliesslich kommt bei dieser Regierung eine unternehmensfeindliche Haltung zum Ausdruck, mit viel direkter Staatsintervention, zum Schaden von Unternehmen. So sind für CFK Grossunternehmen, die angeblich die Preise nach ihrem Willen festsetzen können, ohne den Markt und die Konkurrenz zu berücksichtigen, Schuld an der Inflation. Auch wirken Diskriminierungen abschreckend, wie sie bei Ausschreibungen für Infrastrukturprojekte und staatliche Käufe bestehen, die an K-Freunde zugeteilt werden. Die Beziehungen von Unternehmen zur Regierung, die in zivilisierten Ländern sehr eng sind und zum modernen kapitalistischen System gehören, sind in Argentinien gestört, suspekt, oder einfach inexistent.

			Die Tatsache, dass die Rechtsordnung von der Regierung prinzipiell nicht geachtet wird, wirkt besonders abschreckend auf Auslandsinvestitionen. Konzessionsverträge wurden ab 2001 einfach nicht eingehalten, mit grossem Schaden für die betreibenden Privatunternehmen, wobei dies in Extremfällen (Metrogas) zu einer kalten Verstaatlichung führte. Viele andere Verträge, z.B. diejenigen die auf Dollarbeträge lauteten (was in den 90er Jahren völlig legal war) wurden nicht eingehalten und willkürlich (zum Schaden der Unternehmen) pesifiziert. Gesetze und Dekrete wurden in mehreren Fällen rückwirkend angewendet, und das Versorgungesetz aus dem Jahr 1974, das schon vor geraumer Zeit ausser Kraft gesetzt wurde, wird weiter angewendet. In einigen Fällen wurden privatisierte Unternehmen ohne Entschädigung rückverssaatlicht, was eine Beschlagnahme, und nicht eine legale Enteignung, darstellt. Bei den Prozessen, die die geschädigten Unternehmen dann vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID oder internationalen Gerichten führen, bemüht sich die argentinische Regierung, die Verfahren mit Schikanen in die Länge zu ziehen, womit sie an alle Auslandsinvestoren im Land die Botschaft vermittelt, dass es kein Recht für sie gibt, das sie vor illegaler Verstaatlichung schützt. Hinzu kommt noch die Politisierung der Justiz und der Druck, den die Regierung auf Richter ausübt.

			Wer in Argentinien investiert, läuft somit Risiken, die es in fortgeschritten Ländern und auch in den meisten anderen, nicht gibt. Néstor Kirchner und seine Frau Cristina haben hier stillschweigend die marxistische Aufassung übernommen, dass die (bürgerliche) Rechtsornung eine Erfindung des Kapitalismus ist, um diesen zu erhalten. Wenn man somit eine Revolution machen will (wie in Kuba und Venezuela), dann muss man die Rechtsordnung bei Seite lassen. Da diese Regierung nicht über ihren Schatten springen kann, ist das Problem der Rechtsunsicherheit für sie unlösbar. CFK und ihre Ideologen glauben eben selber nicht an die Bedeutung einer guten Rechtsordnung, und das kommt in den Reden der Präsidentin und Erklärungen hoher Regierungsbeamter immer wieder zum Ausdruck, manchmal direkt und meistens unterschwellig.

			

		

	